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UMZINGELUNG
des Tagungsortes der
NATO-Kriegs-Strategen

#ANTISIKO

13    STACHUS00

SA, 18. FEB.
2023

 Kommt zur Demonstration
am Samstag, den 18. Februar 2023
um 13 Uhr in München am Stachus

AKTIONSBÜNDNIS GEGEN DIE NATO-SICHERHEITSKONFERENZ

Die Protest-Aktionen, die wir jährlich organisieren, kosten viel Geld. Laut-
sprecheranlagen, Plakate und Flugblätter wie dieses müssen bezahlt werden. 
Spendet also großzügig nach persönlichem Vermögen!
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Details zum Programmablauf entnehmen Sie bitte unseren Websites:

UMZINGELUNG DES TAGUNGSHOTELS
DER NATO-KRIEGSSTRATEGEN

erstützen Sie die Antisiko-Aktionen!Und unt
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om Aktionsbündnis gegen die NATO-Sicherheitskonferenz
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Unterzeichnen Sie bitte umseitigen Aufruf:
: sicherheitskonferenz.de/Aufruf-unterstuetzen 

ax einsenden an: 089 - 168 94 15
all bitte den Namen / Organisation, E-Mail-Adresse, Ort 

eruf angeben! Die Unterstützerliste wird online aktualisiert.  

Uhr Auftaktkundgebung am Stachus

Uhr 

Uhr Schlusskundgebung Marienplatz
&P ROTESTKETTE

www.sicherheitskonferenz.de
www.antisiko.de

DEMONSTRATION

Alle Organisationen und Einzelpersonen, die unseren Aufruf 
unterstützen, finden Sie aktualisiert auf unseren Websites: 

und www.antisiko.de www.sicherheitskonferenz.de

MÜNCHNER FRIEDENSKONFERENZ

VERHANDELN
STATT SCHIESSEN!
ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN

 
Die Bundesregierung ist für die meisten dieser 
Fluchtgründe mitverantwortlich. Ungerechte 
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen, Sanktio-
nen und Krieg zerstören die Lebensgrundlagen 
in den Ländern des Globalen Südens. Doch 
Deutschland und die EU schotten sich ab, treiben 
Flüchtende unter Missachtung der Menschen-
rechte illegal zurück und lassen jedes Jahr Tau-
sende im Mittelmeer ertrinken. Damit finden wir 
uns nicht ab.
> Schluss mit dieser zerstörerischen Politik!
Unsere Solidarität gehört allen Flüchtenden. Wir 
begrüßen die unkomplizierte Aufnahme der Men-
schen, die aus der Ukraine flüchten, fordern dies 
aber auch für alle anderen, die aus ihren Heimat-
ländern fliehen müssen. 

Frontex abschaffen, die Bekämpfung von Ge-
flüchteten beenden Kein Mensch ist illegal!
> 

! 

Geht mit uns auf die Straße 

Engagiert Euch – werdet aktiv, 

für Abrüstung 
und gegen Kriegsvorbereitung, für welt-
weite soziale Gerechtigkeit, für Solidarität 
mit den Flüchtenden und für einen demo-
kratischen, sozialen und ökologischen Um-
bau der Gesellschaft. 

denn Frie-
denspolitik, Abrüstung und konsequenten 
Klimaschutz wird es nur durch wachsenden 
gesellschaftlichen Druck und eine starke 
außerparlamentarische Bewegung geben. 

www.sicherheitskonferenz.de 
www.antisiko.deoder 

Aktionsbündnis gegen die 
NATO-Sicherheitskonferenz 

BÜNDNISKONSENS

Das aktualisierte PROGRAMM finden Sie unter: 
www.friedenskonferenz.info/

Punk-Rock-Lyrik Lesung 19.02.2023 von 11.00 – 13.00 Uhr 
Friedensgebet der Religionen 19.02.2023 um 18.00 Uhr – Nazarethkirche 

Fr, 17.02.2023, 19.00 bis 22.00 Uhr im 

Clemens Ronnefeldt, Maria R. Feckl, Sabine Gruber, Mustafa Erciyas u.a.

Alten Rathaussaal
Die Zivilgesellschaft und die vermeintliche „Zeitenwende“

Sa, 18.02.2023, 19.00 - 21.30 Uhr, Hochsch. f. Philosophie

Chr. v. Lieven, Prof. Dr. Claudia Paganini, Dr. Fahim Amir, Andreas Zumach. 
Kriegsinteressen & Kriegsnarrative: Afghanistan, Ukraine. 

Sa, 18.02.2023, 10.00 - 12.00 Uhr, Hochsch. f. Philosophie
Nele Anslinger, Jochen NeumannWorkshop Soziale Verteidigung 
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Das Aktionsbündnis gegen die NATO-Sicherheitskonferenz arbeitet 
auf antifaschistischer Grundlage und wendet sich entschieden ge-
gen nationalistische, militaristische, völkische, rassistische, homo-
phobe, antisemitische oder rechtspopulistisch-islamophobe Inhalte.
Gruppen, die mit Organisationen, die oben genannte Inhalte vertre-
ten, regelmäßig und organisiert zusammen arbeiten, können nicht 
Mitglied im Bündnis sein.
Der Kampf um Frieden und gegen Krieg und Aufrüstung ist seinem 
Wesen nach international. Darum weisen wir Tendenzen und Äuße-
rungen im Sinne der hier genannten ideologischen Richtungen 
schärfstens zurück und schließen Menschen und Organisationen, 
die oben genannte Inhalte in Wort, Schrift und/oder Bild verbreiten, 
von unserer Versammlung aus.
Außerdem bitten wir, bei unseren Versammlungen das Mitführen 
von Nationalstaatsflaggen zu unterlassen. Unsere Proteste werden 
von Menschen verschiedenster ethnischer Herkunft, Hautfarbe, welt-
anschaulicher, politischer, kultureller und sexueller Orientierung ge-
tragen. Niemand von ihnen darf diskriminiert werden. 
Aktionsbündnis gegen die NATO-Sicherheitskonferenz, November 2022
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Wir mobilisieren gegen die sogenannte Sicherheits-
konferenz (SIKO), die vom 17. bis 19. Februar 2023 
in München stattfindet. Dort treffen sich Staats- und 
Regierungschefs sowie Politiker*innen mit Spitzen-
militärs, mit Vertreter*innen von Großkonzernen 
und der Rüstungsindustrie. Die NATO-Staaten geben 
dort den Ton an. Ihnen geht es um die Sicherung der 
strategischen Vormachtstellung westlicher kapitalis-
tischer Staaten und ihrer Konzerne, nicht um die Si-
cherheit der Menschen, weder hier noch anderswo 
auf der Welt. Die SIKO dient vor allem dazu, sich über 
eine gemeinsame Strategie der NATO-Staaten gegen 
die Rivalen Russland und VR-China zu verständigen. 
Vor allem aber soll die Aufrüstung der NATO voran-
getrieben und gerechtfertigt werden. 

re Unabhängigkeit erklärt, weil sie den auf die Mai-
dan-Proteste folgenden rechten Putsch nicht mit-
machen wollten. Seitdem versucht die ukrainische 
Regierung, diese Gebiete mit militärischer Gewalt 
zurückzuerobern. Zur Vorgeschichte gehört insbe-
sondere die massiv vorangetriebene NATO-Ost-Er-
weiterung, die Aufkündigung aller gemeinsamer 
Rüstungsbegrenzungsabkommen durch die USA 
und die beabsichtigte Aufnahme der Ukraine in die 
NATO. Das alles wurde von Russland als zunehmen-
de Bedrohung wahrgenommen. Von Russland ge-
forderte Sicherheitsgarantien wurden von der NATO 
rundweg abgelehnt. 
Dieser von uns seit Jahren kritisierte Konfrontations-
kurs rechtfertigt auf keinen Fall den völkerrechtswid-
rigen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine. 

als Vorwand für ein gigantisches, seit langem ge-
plantes Aufrüstungsprogramm. Die Militärausga-
ben Deutschlands sollen in den kommenden Jah-
ren, zusammen mit dem jährlichen Anteil aus dem 
100 Mrd. „Sondervermögen“ zur Aufrüstung der 
Bundeswehr, von 50,3 auf rund 70 bis 80 Mrd. Eu-
ro jährlich ansteigen. Deutschland katapultiert 
sich damit auf den dritten Platz bei den weltwei-
ten Rüstungsausgaben. 

VERHANDELN
STATT SCHIESSEN!
ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN

          Gegen jeden Krieg 

Zur Vorgeschichte gehört:

Im Gegensatz zu unseren Regierungen, die die Krie-
ge der NATO-Staaten gegen Jugoslawien, Afghanistan, 
Irak und Libyen etc. gerechtfertigt und unterstützt 
haben, treten wir kompromisslos gegen jede Anwen-
dung militärischer Gewalt gegen andere Länder ein. 
Deshalb verurteilen wir den völkerrechtswidrigen 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine und die 
damit verbundene Annexion ukrainischen Territori-
ums. Der Krieg hat bereits zu zehntausenden Toten 
und Verletzten, zu ungeheuren Zerstörungen und 
Millionen Geflüchteten geführt. Dieser Krieg droht 
immer weiter zu eskalieren und kann in einer Kata-
strophe mit dem Einsatz von Atomwaffen enden.

 2014 hatten die Ver-
waltungsbezirke Donezk und Lugansk im Donbas ih- 

          Der Krieg in der Ukraine 
  muss beendet werden.        

Wir treten ein:
> 

> 

> 

> 

Für einen sofortigen Waffenstillstand und für Ver-
handlungen! Die einzige Alternative zum Krieg ist eine 
Verhandlungslösung. Immer mehr westliche Waffen-
lieferungen beenden nicht den Krieg, ebensowenig 
wie die Fortsetzung der Kriegshandlungen Russlands.

Für gegenseitige Sicherheitsgarantien für Russland 
und die Ukraine. Ein Beitritt der Ukraine in die NATO 
muss ausgeschlossen werden und Russland muss die 
territoriale Unversehrtheit und Souveränität der Ukra-
ine garantieren. 

Für die Beendigung aller Wirtschaftssanktionen.
Sie sorgen vor allem im Globalen Süden, aber auch in 
Europa und Russland für Armut, Hunger und Tod, 
während die Kriegstreiber meist unversehrt bleiben.

Wir sind solidarisch mit den Friedenskräften, den 
Kriegsdienstverweigerern und Deserteuren in Russ-
land und der Ukraine. 

          Stoppt die Aufrüstung 
Deutschlands und der NATO           

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine dient jetzt 

 
 

          Wir treten ein für Abrüstung 
        und eine Politik der Entspannung  
Wir fordern:

 Statt Milliarden für die klimaschädliche Aufrüs-
tung: Investitionen in den Klimaschutz, die UN-
Flüchtlings-und Welthungerhilfe, in die Sozialsyste-
me, das öffentliche Verkehrs- und Gesundheitswe-
sen, in Bildung und Kultur.

Für die Beendigung aller Auslandseinsätze der 
Bundeswehr, den Austritt Deutschlands aus dem NA-
TO-Kriegsbündnis und allen Militärstrukturen der EU 

Keine Anschaffung von bewaffneten Drohnen 
Keine US-Kampfflugzeuge für den Einsatz der in 

Deutschland stationierten Atomwaffen 
Schluss mit der deutschen Beihilfe zu völkerrechts-

widrigen Angriffskriegen und zum llegalen Drohnen-
krieg, der über die US-Airbase Ramstein geführt wird.

Für die Schließung aller US-Truppenstützpunkte 
und aller Kommandozentralen der USA und NATO in 
Deutschland 

Schluss mit der deutschen Beteiligung an der 
Atomkriegsstrategie der USA durch die sog. Nuklea-
re Teilhabe. Die Bundesregierung muss dem UN-
Atomwaffenverbotsvertrag beitreten und die Statio-
nierung der US-Atomwaffen in Büchel aufkündigen. 

>

> 

> 
> 

> 

> 

> 

 

Deutsche Rüstungsexporte verbieten 
Deutschland liegt bei den Rüstungsexporten welt-
weit auf dem skandalösen vierten Rang. Kunden 
deutscher Waffenlieferanten sind diktatorische 
und kriegführende Staaten. Dazu gehört die Türkei, 
die einen blutigen Krieg gegen die kurdische Be-

völkerung führt und völkerrechtswidrig nordsyri-
sche Gebiete besetzt und bombardiert, um das 
demokratische, emanzipatorische Projekt in Roja-
va zu zerschlagen. Beliefert wird auch Saudi-Ara-
bien für seine brutalen Angriffe gegen den Jemen.

Die todbringenden Geschäfte der Waffenhändler 
und Kriegsprofiteure müssen unterbunden werden, 
ebenso die Lizenzvergabe und die Verlagerung der 
Rüstungsproduktion ins Ausland. 

+ 

          Internationale Zusammen-
arbeit statt Konfrontation          

Weltweit haben die Militärausgaben inzwischen 
die astronomische Summe von 2.100 Mrd. Dollar 
erreicht. Davon entfallen allein 1.190 Mrd. Dollar 
auf die NATO-Staaten. Das sind 18-mal so viel wie 
die Ausgaben Russlands und 4-mal so viel wie die 
Chinas. Ein Bruchteil dieser Milliarden würde aus-
reichen, um den weltweiten Hunger zu beenden, 
allen Menschen medizinische Versorgung und 
den Zugang zu Bildung zu ermöglichen.
Die gegenwärtigen und zukünftigen Krisen kön-
nen nicht mit immer größeren Waffenarsenalen, 
nicht durch kapitalistische Konkurrenz und nicht 
durch Großmachtrivalität gelöst werden, sondern 
nur durch internationale Kooperation. 
Um die größte Herausforderung unserer Zeit, die 
Klimakatastrophe aufzuhalten, sind internationa-
le Kooperation und Investitionen in Billionenhöhe 
nötig. Doch selbst die völlig unzureichenden Re-
parationszahlungen für Klimaschäden an arme 

dens werden nicht eingehalten. Länder des Sü
Schluss mit der ökonomisch und militärisch er-

zwungenen Ausbeutung des globalen Südens!

 

 > 

          Fluchtgründe beseitigen 
statt Flüchtende bekämpfen           

Kriege, Klimawandel, Armut, politische Verfol-
gung und Menschenrechtsverletzungen treiben 
Millionen Menschen zur Flucht. Nur wenige von 
ihnen erhalten in Deutschland Schutz.


